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Vorladung zum Gespräch
[bookmark: Text1]Sehr geehrte-r- x--Name--x
Die x--Name KK--x hat uns informiert, dass Sie der Zahlungspflicht gegenüber der obligatorischen Krankenversicherung (KVG) nicht nachgekommen sind und eine Betreibung erhoben wurde. Demzufolge sind Sie auf die Liste der säumigen Prämienzahler gesetzt worden und haben einen Leistungsaufschub. 
Mit Schreiben vom x--Datum--x hat das Case Management Sie zu einem gemeinsamen Gespräch eingeladen. Sie sind weder zum Termin erschienen, noch haben wir von Ihnen eine Rückmeldung erhalten.
Erwägungen
Gemäss § 11 Abs. 2 der Verordnung des Regierungsrates zum Gesetz über die Kranken-Versicherung (TG KVV; RB 832.10) betreibt die Gemeinde ein Case Management mit dem Ziel, den Versicherungsschutz wieder herzustellen und die Entstehung von Verlustscheinen zu vermeiden. 
Der Versicherte ist laut § 11 Abs. 3 TG KVV zur Mitwirkung im Case Management verpflichtet. Zur Mitwirkungspflicht gehört auch die Befragung, bzw. Teilnahme an einem Gespräch. x--Name--x ist der Aufforderung zum Gespräch wiederholt nicht nachgekommen. 
[bookmark: _GoBack]Das Case Management gibt x--Name--x eine weitere Möglichkeit zu einer Besprechung. Sollte x--Name--x unentschuldigt nicht zum Termin erscheinen, wird gestützt auf Art. 292 des Strafgesetzbuchs (StGB) eine strafrechtliche Verzeigung an die Staatsanwaltschaft x--Ort--x erfolgen.
Artikel 292 StGB:
Wer der von einer zuständigen Behörde oder einem zuständigen Beamten unter Hinweis auf die Strafdrohung dieses Artikels an ihn erlassenen Verfügung nicht Folge leistet, wird mit Busse bestraft. 

Beschluss:
1. x--Name--x wird aufgeboten, am x--Datum--x zum Gespräch auf der Gemeinde X zu erscheinen.
2. Bei Nichterscheinung zum Termin wird bei der Staatsanwaltschaft x--Name--x Strafanzeige wegen Ungehorsams gegen amtliche Verfügungen (292 StGB) erstattet.
Rechtsmittelbelehrung:
Gegen den Entscheid kann innert 20 Tagen beim x--Gemeinderat/Stadtrat--x x--Adresse--x x--PLZ Ort--x Rekurs erhoben werden. Die unterzeichnete Rekursschrift ist im Doppel einzureichen. Der angefochtene Entscheid ist beizulegen oder genau zu bezeichnen. Der Rekurs muss einen Antrag und eine Begründung enthalten sowie die Beweismittel anführen.
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